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Gutachten-Kritik in aktueller Stunde - Rohrkrepiere r für FDP-CDU-Opposition  
 
 
Da wollten FDP und in ihrem Schlepptau die CDU-Opposition die rotgrüne Landesregierung in 
einen Hinterhalt locken, indem sie das neue Gutachten der Landesregierung zur CO-Pipeline 
zu einem "Verhinderungsgutachten" des grünen Umweltministers Johannes Remmel  
umdeuten wollten.  
 
Dieser Versuch musste scheitern, denn Wirtschaftsminister Garrelt Duin  betonte die 
Bedeutung  der chemischen Industrie und wollte "die gesamte Wertschöpfungskette hier im 
Land behalten".  Das Gutachten der Landesregierung unterstützte er und konterte den 
Spaltungsversuch der Opposition mit "der wirtschaftspolitischen Kompetenz der gesamten 
Regierungsbank". 
 
Erfrischend und abweichend von den üblichen Politritualen argumentierte Joachim Paul  
(Piraten) nicht Pro und Contra, sondern forderte transparentere Verfahren und mehr 
Bürgerbeteiligung. Deshalb unterstützen die Piraten auch das Gutachten, um eine bessere 
Informationsbasis zu finden, anstatt jetzt "so eine Welle zu machen." 
 
Für die Grünen forderte Hans Christian Markert gerade zur Stärkung einer nachhaltigen und 
starken Chemieindustrie "Aktion statt Reaktion" . Deshalb hielt er es für "richtig und 
konsequent, dass der Umweltminister nun eine umfassende Begutachtung in Auftrag gegeben 
hat." 
 
Ging es  FDP und CDU nur darum,  eine Welle zu machen oder befürchten sie von dem 
Gutachten den Wegfall ihrer gebetsmühlenartig vorgetragenen "Alternativlosigkeit"?  
 
Da ist z.B. der früher propagierte und nicht mehr vorhandene Überschuss an CO in Dormagen 
und die Tatsache, dass es in Uerdingen seit Baubeginn keinen Engpass aus der dort 
vorhandenen CO-Anlage gab! 
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